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Das Persönliche Budget - Herausforderung an 
soziale Dienste, Einrichtungen und Berufe 

I. Einführung 

Sozialleistungen für behinderte und pfle- 
gebedürftige Menschen als Persönliches 
Budget zu erbringen, ist neu im Sozial- 
recht1. Alle Beteiligten des Sozial- und Ge- 
sundheitswesens sind dadurch herausge- 
fordert, neue Rechte und Pflichten zu er- 
kennen und ihre Arbeitsweise weiterzu- 
entwickeln. Doch was den einen als 
Durchbruch von der fürsorglichen Bevor- 
mundung zur Selbstbestimmung er- 
scheint, sehen andere als neuerlichen Bei- 
trag zur Kosten- und Standardsenkung im 
sozialen Bereich2. 

Das Persönliche Budget ist mit dem SGB 
IX eingeführt worden, das seit 2001 einen 
neuen Rahmen für die Leistungen an be- 
hinderte und von Behinderung bedrohte 
Menschen bildet, die von den Trägern der 
Sozialhilfe und Jugendhilfe, von den Kran- 
kenkassen, der Rentenversicherung, der 
Unfallversicherung, der Agentur für Arbeit, 
der Versorgungsverwaltung (Rehabilita- 
tionsträger: 5 6 SGB IX) und den Integra- 
tionsämtern erbracht werden. Es soll 
helfen, gleichberechtigte Teilhabe und 
Selbstbestimmung behinderter Menschen 
als die Ziele des Gesetzes zu erreichen. 
Vergleichbares gibt es in den Niederlan- 
den, Großbritannien und Schweden. 

Das Persönliche Budget nach 5 17 Abs. 2- 
6 SGB IX ist eine neue Form, in der die 
Rehabilitationsträger seit 2001 Ansprüche 
behinderter Menschen erfüllen können. 
Grundgedanke ist, den Bedarf behinder- 
ter Menschen zu ermitteln und in einem 
Geldbetrag zusammenzufassen. Mit dem 
Budget sollen sie selbst stärker steuern 
und auswählen können, welche Leistun- 

gen sie wie erhalten. Eine Geldleistung im 
eigentlichen Sinne ist das Budget nicht: Es 
ist zweckbestimmt wie sein öffentliches 
Pendant. So stand auch kein passendes 
deutsches Wort zur Verfügung. Das per- 
sönliche Budget ist kein pauschaliertes 
.Behindertengeldn, wie es von einigen Ak- 
teuren in der sozialpolitischen Diskussion 
gefordert wird3. 

Bisher war oft die vertragliche Rechtsbe- 
Ziehung zwischen Träger und Einrichtung 
dominant, die Leistungen wurden vom 
Rehabilitationsträger ausgewählt und von 
den Leistungsberechtigten, wie es das 
Bundessozialgericht ausgeführt hat, ,ent- 
gegengenommen". Nun sollen die behin- 
derten Menschen Leistungen für ihre Teil- 
habe stärker koproduzieren und auf ei- 
nem besonderen Markt auswählen kön- 
nen. 

Nachdem 2004 und 2005 die gesetzli- 
chen Grundlagen geändert wurden und 
die Budgetverordnung erlassen wurde, 
können auch weitere Gesundheits- und 
Pflegeleistungen in das Budget einbezo- 
gen werden. Schon heute steht es im Er- 
messen aller Rehabilitationsträger, Budgets 
zu leisten. Bis Ende 2007 wird das Budget 
in Modellregionen erprobt und evaluiert 
(5 17 Abs. 6 SGB IX). Danach soll es eine 
Regelform der Leistungserbringung werden 
(5 159 Abs. 5 SCB IX). Es wird sich zeigen, 
ob Kinder- und Jugendhilfe oder Eingliede- 
rung in Arbeit davon beeinflusst werden. 
Heute spotten manche, es habe schon 
mehr Tagungen über das Persönliche Bud- 
get gegeben als Budgetnehmer. Andere 
sind übetzeugt, das Budget werde langsam 
aber nachhaltig die Praxis aller sozialen Hil- 
fen verändern. 

Immerhin hat es seit 2001 etwa 4.500 
Budgets gegeben, deren Höhe zwischen 
36 £ und 12.000 £ und deren Laufzeit 
von der Einmalzahlung zur Dauerleistung 
schwankt. Die weitaus meisten von ihnen 
gibt es in Rheinland-Pfalz, wo die Modell- 
versuche schon am längsten dauern4. 

Für die berechtigten behinderten Men- 
schen als Budgetnehmer soll das Budget 
die Chance auf mehr Selbstbestimmung 

1 Vgl. dazu: Welti, E Persdnliche Budgets für 
behinderte Menschen, Pflege- und Kranken- 
hausrecht 2006, 5. 2 ff.; Fuchs, H. Das 
Persönliche Budget - Sozialleistungen aus 
einer Hand, Betreuungsmanagement 2006, 
S. 92 ff.; Neumann, K Trägerübergreifende 
Komplexleistvngen im System der sozialen 
Sicherheit, NZS 2004, S. 281 ff.; Hagels- 
kamp, J. Das persönliche Budget kommt, 
Blätter der Wohlfahrtspflege 2004, S. 126 
ff.; Baur, E Besser und billiger, Blätter der 
Wohlfahrtspflege 2004, S. 130 ff. 

2 Exemplarisch: BT-Drucks. 16/2272, S. 3, 
Frage 7. 

3 Vgl. zur Diskussion: Welti, E Das Recht auf 
Teilhabe behinderter Menschen in seinem 
verfassungs- und europarechtlichen Rah- 
men und im Spannungsfeld der neueren 
Sozialgesetzgebung, RsDE 62 (2006), S. 1 
ff.; Schütte, W Die Zukunft der Einglie- 
derungshilfe - zwischen SGB IX und .Bun- 
desbehindertengeld", NDV 2004, S. 301 ff. 

4 Zwischenbericht der Wissenschafilichen Be- 
gleitforschung zur Umsetzung des SGB IX, 
Begleitung und Auswertung der Erprobung 
trägerübergreifender Persönlicher Budgets 
vom Oktober 2006, Federführung: Dr. Heid- 
run Metzler, Universität Tübingen, im Auftrag 
des Bundesministeriums für Arbeit und So- 
ziales. Bericht der Bundesregierung über die 
Ausführung der Leistungen des Persönlichen 
Budgets nach 5 17 SGB IX vom 31. Oktober 
2006. 
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bringen und neue Formen des Lebens, 
Wohnens und Arbeitens insbesondere au- 
ßerhalb stationärer Einrichtungen ermög- 
lichen. ,,Hilfe aus einer Hand" soll auch 
außerhalb der Einrichtung möglich wer- 
den. Doch gibt es auch Gefahren für die 
bedarfsgerechte Versorgung. 

Die Sozialleistungsträger sind gefordert, 
neue Formen individueller Bedarfsfeststel- 
lung und kooperativer Verwaltung zu ent- 
wickeln. Zugleich hoffen sie, dass die Kos- 
ten zumindest nicht mehr so stark anstei- 
gen und sich rascher zeitgemäße Hilfsan- 
gebote entwickeln. 

Dienste und Einrichtungen des Sozial- und 
Gesundheitswesens müssen ihre rechtli- 
chen Beziehungen zu den Leistungsbe- 
rechtigten und Leistungsträgern unter 
dem Budget auf einer neuen Grundlage 
entwickeln. Das Budget stellt das bisheri- 
ge sozialrechtliche Dreieck zwischen den 
Beteiligten in Frage und weckt Befürch- 
tungen, durch niedrig bemessene Bud- 
gets könnten Qualität und Professionalität 
unter Druck geraten. Zugleich bietet es 
die Chance für die sozialen Berufe, neue 
Angebote und partnerschaftliche Assis- 
tenz für behinderte Menschen zu entwi- 
ckeln. 

I. Die Rechte und Pflichten 
der Budgetnehmer und 
der Leistungsträger 

Die Rechtsgrundlagen des persönlichen 
Budgets regeln unmittelbar nur Rechte 
und Pflichten der Budgetnehmer und der 
Leistungsträger. Doch wird bei näherer 
Betrachtung deutlich werden, dass damit 
die Dienste und Einrichtungen für das So- 
zialrecht nicht in der Anonymität des Mark- 
tes verschwinden. 

I. Recht auf ein Persönliches 
Budget 

Traditionell können Träger ihre Leistungen 
durch Dienste oder Einrichtungen freier 
und gemeinnütziger Träger oder privater 
Träger erfüllen lassen5 oder - soweit für 
sie vorgesehen6 - in eigenen Einrichtun- 
gen selbst erbringen. Daneben ist nun das 
Persönliche Budget getreten. Vorausset- 

zung ist zunächst ein Antrag. Der Leis- 
tungsträger kann also nicht von sich aus 
entscheiden, eine beantragte Leistung als 
Budget erbringen zu wollen und er kann 
das Budget nicht erzwingen. Wohl aber 
muss er über diese Möglichkeit aufklären 
und sie von sich aus ansprechen, denn 
die behinderten Menschen haben ein 
starkes Wunsch- und Wahlrecht (5 9 
Abs. 1 SCB IX)', das sich auch auf die 
Form der Leistung bezieht. 

Eine Leistung als Budget kann nur bean- 
sprucht werden, wenn dem Grunde nach 
ein Anspruch auf Leistungen zur Teilhabe 
besteht, also die jeweils besonderen Vor- 
aussetzungen erfüllt sind wie eine we- 
sentliche Behinderung in der Eingliede- 
rungshilfe oder der Versicherungsstatus in 
der Sozialversicherung. Ist dies der Fall, 
liegt es im Ermessen des Rehabilitations- 
träges, ob das Budget die geeignete Leis- 
tungsform ist (§ 17 Abs. 2 SCB IX: 

,,kann1'). Dieses ist beschränkt durch Sinn 
und Zweck der Norm (5 39 SCB Kann 
die Leistung als Budget wirksamer oder 
wirtschaftlicher erbracht werden (vgl. 17 
Abs. 1 Satz 2 SCB IX) oder kann dadurch 
besser als in anderen Formen ein selbst- 
bestimmtes Leben in eigener Verantwor- 
tung ermöglicht werden, ist das Ermessen 
gebunden, das Budget ist zu bewilligen. 
Dass das Budget noch erprobt wird, ist nur 
dann ein Argument für freieres Ermessen 
auch gegen das Budget, wenn gerade 
ungewiss ist, ob diese Voraussetzungen 
erfüllt sind. Ab 1. Januar 2008 soll der 
Wunsch auf ein Budget genügen (5 159 
Abs. 5 SGB IX). 

2. Budgetfähige Leistungen 

Alle Leistungen zur Teilhabe gelten dem 
Gesetzgeber als budgetfähig (5 17 Abs. 2 
Satz 1 SCB IX). Andere Leistungen der 
Pflegeversicherung, der Hilfe zur Pflege 
der Sozialhilfe, Pflegeleistungen der Un- 
fallversicherung und Leistungen der Kran- 
kenkassen müssen sich auf alltägliche und 
regelmäßig wiederkehrende Bedarfe be- 
ziehen (5 17 Abs. 2 Satz 4 SCB IX). Zwi- 
schenzeitlich war im Cesetz zudem ver- 
langt worden, die Bedarfe müssten regie- 
fähig sein. Dieser neue und vieldeutige 
Begriff war von Trägern nicht auf die Be- 
darfe, sondern auf die Budgetnehmer be- 
zogen worden. Damit wären viele geistig 

und seelisch behinderte Menschen aus- 
geschlossen gewesen. Das wollte der Ce- 
setzgeber nicht, so dass ,,regiefähigU wie- 
der gestrichen worden istg. inzwischen 
werden die meisten Budgets von geistig 
oder seelisch behinderten Menschen in 
Anspruch genommeni0. Ausgeschlossen 
sind solche Bedarfe, die nur einmalig oder 
unvorhersehbar selten auftreten wie etwa 
die Krankenhausbehandlung. Manche Trä- 
ger, wie die Spitzenverbände der Kranken- 
kassen", haben versucht, in Empfehlun- 
gen die budgetfähigen Leistungen ab- 
schließend aufzulisten. Dabei sind sie 
aber nicht legitimiert, den gesetzlichen 
Anspruch einzuschränken. So trägt es das 
Cesetz nicht, Heilmittel, wie ergothera- 
peutische oder logopädische Leistungen, 
generell ausz~schließen'~. 

Gesetzlich eingeschränkt ist die Budgetfä- 
higkeit von Leistungen der Pflegeversiche- 
rung. Nach der vorrangigen speziellen Re- 
gelung in § 35a SCB XI sind teilstationäre 
und vollstationäre Pflegeleistungen ganz 
ausgenommen. Andere Leistungen der 
Pflegeversicherung können nur als Cut- 
scheine Teil eines Budgets sein. Dies ent- 
spricht der Differenzierung zwischen ei- 
nem niedrigeren Pflegegeld und einer 
wertmäßig höheren Leistung durch zuge- 
lassene Dienste im SCB XI. Das Konzept 
der Pflegeversicherung enthält ein Bud- 
get, nämlich das Pflegegeld (5 37 SCB 
XI), nur für die selbst beschaffte Pflege 
durch Angehörige und Hilfskräfte und 
stimmt mit dem Ansatz des SCB IX nicht 
überein. Allmählich werden die damit ver- 
bundenen Defizite an Cleichbehandlung 

\ 

5 55 17 Abs. 1 Nr. 3, 19 Abs. 4 SGB IX: 
6 5 17 Abs. 1 Nr. 1 CGB IX; dies gilt vor allem 

für die Rentenversicherung. 
7 Vgl. dazu Welti, F: Die individuelle Konkreti- 

sierung von Teilhabeleistungen und das 
Wunsch- und Wahlrecht behinderter Men- 
schen, SGb 2003, S. 379 ff. 

8 Vgl. BT-Drucks. 16/2272, S. 3. 
9 In der Neufassung durch das Verwaltungs- 

vereinfachungsgesetz vom 21. März 2005 
(BGBI. 1 2005, S. 818, 827). Die Änderung 
gilt rückwirkend seit dem 1. Juli 2004. 

10 BT-Dnickä. 16/2272, S. 2. 
11 Gemeinsames Rundschreiben vom 28. 

Juni 2004. 
12 Ebenso: Fuchs in: Bihr/Fuchs/Krauskopf/ 

Ritz, SGB IX - Kommentar und Praxishand- 
buch, 5 17, Rz 20. 

Betreuungsmanagement 3/2007 



. . . Felix Welti 

und Qualität sichtbar. So wird derzeit auch 
ein separates Pflegebudget (3 8 Abs. 3 
SCB XI) erprobt, bei dem Case-Manage 
ment die gelockerte Bindung an zugelas- 
sene Pflegedienste ausgleichen soll. Mit 
dem Budget nach dem SCB IX kann die- 
ses Pflegebudget bislang nur in zwei Mo- 
dellkreisen in Rheinland-Pfalz verbunden 
werden. 

3. Zuständigkeit 

Zuständig ist regelmäßig der Rehabilitati- 
onsträger, bei dem der Antrag gestellt wor- 
den ist (5 17 Abs. 4 Satz 1 SCB IX) - und 
zwar auch soweit Leistungen anderer Trä- 
ger einbezogen werden sollen, etwa von 
Sozialhilfe, Krankenkasse und Pflegekas- 
Se. Mit Zustimmung der leistungsberech- 
tigten Person kann ein anderer beteiligter 
Leistungsträger federführend werden 
(3 17 Abs. 4 Satz 2 SGB IX). In den bishe- 
rigen Modellversuchen ist das trägerüber- 
greifende Budget die Ausnahme geblie- 
ben; zusammengeführt werden vor allem 
Leistungen innerhalb der Sozialhilfe. 

4. Bedarfs feststellung und 
Umfang des Budgets 

Wenn der Leistungsträger beschlossen 
hat, ein Budget erbringen zu wollen, müs- 
sen Bedarf und Höhe des Budgets festge- 
stellt werden. Soweit behinderte Men- 
schen bereits Leistungen zur Teilhabe er- 
halten, kann und muss dabei an den bis- 
her anerkannten Bedarf angeknüpft wer- 
den (5 17 Abs. 3 Satz 4 SCB IX). Dieser 
sollte nach dem Recht der Sozialhilfe in 
einem Gesamtplan (5 58 SCB XII), nach 
dem SGB IX auch in einem trägerüber- 
greifenden TeilhabeplanI3 dokumentiert 
sein. Diese Pläne sind nicht statisch, son- 
dern ständig fortz~schreiben~~. Ein Budget 
wird oft beantragt, weil sich die Lebenssi- 
tuation ändert oder ändern soll, etwa, 
wenn Menschen bei den Eltern oder aus 
dem Heim ausziehen. Damit ändern sich 
auch die Grundlagen des Bedarfs. Durch- 
aus schwierig ist daher die gesetzliche 
Vorgabe, das Budget solle die Kosten aller 
bisher individuell festgestellten Leistun- 
gen nicht überschreiten. Diese .solln-Re- 
gelung gilt im Verhältnis zur definitiven 
Orientierung am individuellen Bedarf nur 
soweit, wie dieser sich nicht geändert 
hatt5. 

Anders als beim Grad der Behinderung 
(5 69 SCB IX) oder bei einer Pflegestufe 
(53 14, 15 SCB XI) ist hier nicht alleine die 
gesundheitliche Störung zu messen. Im 
Sinne des modernen Behinderungsbe- 
griffs der International Classification of 
Functioning, Disability and Health der 
Weltgesundheitsorganisation, der auch 
5 2 Abs. 1 SGB IX zu Grunde liegtI6, sind 
Cesundheitsstörung, persönliche und ge- 
sellschaftliche Kontexifaktoren in ihrer 
Wechselwirkung zu erfassen. Es kommt 
nicht nur darauf an, ob jemand blind, ge- 
lähmt oder psychotisch ist, sondern auch 
darauf, welche Barrieren und Anpassun- 
gen in seiner Umwelt Teilhabe behindern 
oder fördern, nicht nur darauf, ob jemand 
behindert ist, sondern auch, ob jemand 
behindert wird. Behinderung wird so als 
veränderbares gesellschaftliches Verhält- 
nis erkannt, dessen Kern gestörte Teilhabe 
ist. 

Entsprechend kann Bedarf nicht nur an 
Therapien oder Hilfsmitteln, sondern auch 
an pädagogischer Motivation (vgl. 55 26 
Abs. 3, 33 Abs. 6 SCB IX), an Vermittlung 
mit der Umwelt (vgl. 5 57 SGB IX) und an 
angepasstem Wohnraum (vgl. 5 55 Abs. 2 
Nr. 5 SCB IX) und angepassten Arbeits- 
plätzen (vgl. § 81 Abs. 4 SGB IX) beste- 
hen. Wie soll nun ein ~eistun~sbedarf be- 
stimmt werden, der so individuell und 
subjektiv bestimmt ist, wenn zugleich 
knappe Mittel gerecht verteilt werden sol- 
len? Auch nach den bisherigen Modellver- 
suchen liegt hier eine rechtliche und fach- 
liche Kernfrage für das Budget. Bestimmte 
sich bisher der festgestellte Leistungsbe- 
darf oft aus dem Angebot einer für pas- 
send befundenen Einrichtung, muss das 
Budget offener sein. Auf den ersten Blick 
praktikabel wäre, nach dem Vorbild ande 
rer Regelungen Pauschalbeträge nach 
dem Grad der Funktionsstörung festzuset- 
zen. Doch ist dies kaum eine Orientierung " 
am wirklichen individuellen Bedarf. Es 
droht die Gefahr, dass wie in der Pflege- 
versicherung leicht feststellbare somati- 
sche vor seelischen und geistigen Behin- 
derungen bevorzugt werden. Keine Lö- 
sung ist auch der aus der Verwaltungspra- 
xis wohlbekannte Ruf nach medizinischen 
Gutachten. Denn Behinderung als Teilha- 
bestörung ist nicht allein mit medizini- 
schem, sondern auch mit sozialem Sach- 

verstand über Arbeits-, Wohn- und Famili- 
enverhältnisse zu betrachten - und nicht 
zuletzt mit dem Verstand der Betroffenen 
in eigener Sache. 

Problematisch ist zudem, dass die ver- 
schiedenen Träger gani unterschiedlich 
an die Bedarfsfeststellung herangehen - 
vom medizinischen Dienst der Kranken- 
versicherung bis zur Orientierung an der 
jeweiligen Einrichtung. So bleiben sie 
fachlich und rechtlich herausgefordert, ei- 
nen Rahmen zu entwickeln, der an der 
ICF orientiert Teilhabestörungen .und -be- 
darf ermittelt und in Budgets umsetzt. Ein 
solcher Rahmen - etwa als die Verwal- 
tung bindende gemeinsame Empfehlung 
der Rehabilitationsträger - würde Leis- 
tungsansprüche konkretisieren. Ob und 
wie etwa Fachleistungsstunden dabei ein 
Orientierungspunkt wären, würde mitent- 
scheiden, wie das Budget wirkt. Ein unter- 
gesetzlicher Rahmen müsste auch durch 
fachliche Maßstäbe und Mitwirkung der 
Betroffenen legitimiert werden. 

Nach dem SGB IX und der Budgetverord- 
nung gelten enge Fristen für die Entschei- 
dungen über Zuständigkeit (5 14 Abs. 1 
SCB IX), Bedarf (5 14 Abs. 2 Satz 1 SCB 
IX) und Höhe des Budgets (5 3 Abs. 4 
BudgetV). Selbst wenn ein Gutachten ein- 
zuholen ist, dürfen vom Antrag zum Be- 
scheid nicht mehr als sieben Wochen ver- 
gehen, wenn nur ein Träger beteiligt ist 
(vgl. 5 14 Abs. 2 Satz 4 und 5 Satz 5 SGB 
IX). Nicht vorgegeben ist lediglich die Dau- 
er des trägerübergreifenden Bedarfsfest- 
stellungsverfahrens, das nach 5 3 Bud- 
getV in einer Beratung zwischen den Trä- 
gern und der Antrag stellenden Person 
besteht. Hierfür können allenfalls zwei 

13 3 10 Abs. 1 SCB IX; Gemeinsame Empfeh- 
lung nach 3 13 Abs. 2 Nr. 3 SGB IX, in 
welchen Fällen und in welcher Weise die 
Klärung der im Einzelfall anzustrebenden 
Ziele und des Bedarfs an Leistungen 
schriftlich festzuhalten ist (Gemeinsame 
Empfehlung "Teilhabeplan") vom 16. De- 
zember 2004; im lnternet unter www.bar- 
frankfurt.de. 

14 Vgl. Welt;, F: Planung individueller Teilhabe- 
leistungen durch Rehabilitationsträger, 
RsDE 60, 2006, 5. 50 ff. 

15 So auch die Bundesregierung: BT-Drucks. 
16/2272, S. 3, Frage 8 und 9. 

16 BT-Drucks. 14/5074, S. 98; Welti, 15 in: HK- 
SCB IX, Rz 11 zu § 2. 
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Wochen anzusetzen sein, so dass auch 
ein trägerübergreifendes Verfahren mit 
Gutachten nicht länger als elf Wochen 
dauern dürfte. Nach den Ergebnissen der 
Begleitforschung zu den Modellversuchen 
sind aber 76 Tage gerade einmal der Me- 
dian der Bearbeitungszeit. 

5. Abschluss und Gestaltung 
einer Zielvereinbarung 

Die Budgetverordnung sieht vor, dass eine 
Zielvereinbarung zwischen leistungsbe- 
rechtigter Person und zuständigem Träger 
abgeschlossen wird. Sie muss Regelun- 
gen über Förder- und Leistungsziele, 
Nachweise der Bedarfsdeckung und Qua- 
litätssicherung enthalten (§ 4 Abs. 1 Bud- 
getV). Da das Gesetz nicht von einer Ziel- 
vereinbarung spricht, könnte man der Exe- 
kutive die Legitimation bestreiten, sie ver- 
bindlich vorzuschreiben. Doch ist der Trä- 
ger, auch wenn er sich für das Budget 
entscheidet, weiter dafür verantwortlich, 
dass nur geeignete und erforderliche Leis- 
tungen erbracht werden. Zudem kann die 
Zielvereinbarung verhindern, dass das 
Budget gerade bei geistig oder seelisch 
behinderten Menschen von den Angehö- 
rigen dazu verwendet wird, nur das allge- 
meine Haushaltseinkommen aufzusto- 
cken. 

Die Zielvereinbarung wird zusammen mit 
dem Leistungsbedarf von allen beteiligten 
Leistungsträgem mit der Antrag stellen- 
den Person beraten (§ 3 Abs. 3 Satz 1 
BudgetV). Daran kann auf Verlangen des 
behinderten Menschen eine Person sei- 
ner Wahl beteiligt werden (§ 3 Abs. 3 
Satz 2 BudgetV). Dies kann eine Person 
aus einem Verband oder einer Selbsthilfe- 
gruppe, von einem Dienst oder einer Ein- 
richtung oder ein rechtlicher Betreuer 
sein. Ein Betreuer ist - ggf. zusätzlich -zu 
beteiligen wenn er die betreute Person 
beim Abschluss der Zielvereinbarung ver- 
treten muss'7. ' 

Mit der Zielvereinbarung nach dem SGB 
IX, der Leistungsabsprache nach 5 12 SGB 
XI1 und den Eingliederungsvereinbarun- 
gen nach 5 15 SCB II und 5 35 Abs. 4 
SGB III hat der Gesetzgeber in den letzten 
Jahren den hoheitlichen Verwaltungsakt 
durch vertragliche Elemente ergänzt. Dies 

kann ein wichtiger Schritt zur kooperati- 
ven Leistungsverwaltung sein, wenn auf 
beiden Seiten Willen und Fähigkeit vor- 
handen sind, die Inhalte einer Vereinba- 
rung auszuhandeln und zu formulieren. Ist 
die Zielvereinbarung nur ein gegenzu- 
zeichnender Verwaltungsakt, ist dies nicht 
erreicht. 

Sollen die Ziele des Budgets erreicht wer- 
den, setzt dies einen mittleren Weg vor- 
aus zwischen nur pauschalen Festlegun- 
gen und administrativer Gängelung. Stren- 
ge Nachweispflichten sollten ebenso die 
Ausnahme sein wie die Festlegung auf 
bestimmte Dienste und Einrichtungen. 
Qualitätsanforderungen sind primär auf 
die Ergebnisqualität zu beziehen, können 
aber auch fachliche und berufliche Stan- 
dards enthalten und damit den zu entwi- 
ckelnden Markt entscheidend struktu- 
rieren. 

6. Selbstbestimmung, Beratung 
und Unterstützung durch 
Servicestellen, Dienste und 
Einrichtungen und Betreuer 

Mehr Selbstbestimmung ist das große Ziel 
des Budgets. Doch bereits das Verfahren, 
in dem der Bedarf festgestellt wird und 
die Zielvereinbarung ausgehandelt wird, 
ist kompliziert. Ist das Budget bewilligt, 
müssen Budgetnehmer erkunden und 
vergleichen, welche Dienstleistungen an- 
geboten werden. Sie müssen ihre Selbst- 
bestimmung laufend gegenüber Leis- 
tungsträgern, Diensten und Einrichtungen 
behaupten. Hierzu benötigen viele be- 
hinderte Menschen Beratung und Unter- 
stützung. 

Wer dies übernimmt, ist eine weitere 
Kernfrage für das Budget als sozialpoliti- 
sches Projekt und in jedem Einzelfall. Die 
gemeinsamen Servicestellen nach 22 
SCB IX sind eine gemeinsame Funktion 
der Rehabilitationsträger, die regional je- 
weils von einem Träger für alle wahrge- 
nommen wird. Zu ihren gesetzlichen Auf- 
gaben gehört, bei der Inanspruchnahme 
eines Persönlichen Budgets zu helfen 
(5 22 Abs. 1 Nr. 2 SCB IX). Dies könnte 
als Fallmanagement verstanden werden. 
Doch sind die Servicestellen nach einem 
Bericht der Bundesregierung von 2005 

für diese Aufgabe nicht gerüstetT8. Zumeist 
bei der Rentenversicherung oder Kranken- 
kassen angesiedelt, stehen ihnen die für 
das Budget heute vor allem in Betracht 
kommenden dauerhaft wesentlich behin- 
derten Menschen eher fern. Deren wich- 
tigster Leistungsträger, die Sozialhilfe, hat 
sich aber bisher kaum bei den Servicestel- 
len und der Vernetzung der Rehabilitati- 
onsträger engagiert. 

Doch liegt es näher, dass behinderte Men- 
schen nicht vom Staat, sondern aus der 
Gesellschaft unterstützt werden, sich 
selbst zu bestimmen. Organisationen der 
Selbsthilfe, Verbände behinderter Men- 
schen und die freie Wohlfahrtspflege kön- 
nen hier bürgerschaftliches Engagement 
und professionelle Beratung verbinden. 
Die Servicestellen können sie in die Be- 
ratung einbinden und hierfür auch Auf- 
wendungsersatz leisten (§§ 97, 91 Abs. 1 
SGB X). 

Für den Umgang mit Behörden und für 
Rechtsgeschäfte mit Diensten und Ein- 
richtungen können auch rechtliche Be- 
treuerinnen und Betreuer seelisch und 
geistig behinderter Menschen tätig wer- 
den. Doch ist nach der Pauschalierung der 
Betreuervergütung noch genauer zu prü- 
fen, wie weit die Kosten dieser Aufgaben 
Teil der Sozialleistung selbst sind. Dies 
wird gestützt dadurch, dass das Budget 
die Kosten der Beratung und Unterstüt- 
zung umfassen muss (5 17 Abs. 3 Satz 3 
SGB IX). Auch die Deckung dieses Be- 
darfs muss Vorrang haben vor der Be- 
schränkung auf die bisherigen Kosten, 
denn die Organisation der Bedarfsdek- 

\ 

kung war vor dem Budget Behördenauf- / 

gabe. Es liegt in bestimmten Konstellatio- 
nen nahe, Budgetassistenz und rechtliche 
Betreuung organisatorisch und personell 
zu verknüpfen. Dabei ist jedoch festzuhal- 
ten, dass die Budgetassistenz aus dem 
Budget und nicht aus der Betreuervergü- 
tung zu finanzieren ist. Die Bundesregie- 

17 Bienwold, W Persönliches Budget und 
rechtliche Betreuung, FamRZ 2005, S. 
254, 256. 

18 BT-Drucks. 15/4575, S. 190 ff. 
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rung sieht dies allerdings anderslg, woran durch das Budget nicht relativiert. Um ihr 2. Rechtsbeziehung zum 
sich vermutlich die Leistungsträger orien- gerecht zu werden, können die Träger Leistungsträger 
tieren werden. Insofern ist eine gerichtli- 
che oder gesetzgeberische Klärung erfor- 
derlich. Soweit die Budgetassistenz die 
Vornahme von Rechtsgeschäften umfasst, 
ist der Aufgabenbereich des Betreuers 
entsprechend zu fassen20. Um Insichge- 
schäfte zu vermeiden, müsste zum Teil 
ein weiterer Betreuer bestellt werden, der 
mit dem ersten Betreuer die Budgetassi- 
Stenz vereinbart und ihn dabei kontrolliert. 

Für interessengerechte Selbstbestimmung 
wäre es ideal, wenn behinderte Men- 
schen weder allein von den Leistungsträ- 
gem noch von den Diensten und Einrich- 
tungen beraten würden, die sie in An- 
spruch nehmen. Doch wenn vertrauen 
und Kompetenz vorhanden sind, kann 
dies auch anders ausgestaltet werden, zu- 
mal gerade Selbsthilfe oder Wohlfahrts- 
verbände nicht nur lnteressen vertreten, 
sondern auch Dienste anbieten. Mit dem 
GKV-WSG ist Schnittstellenmanagement 
als Aufgabe von Leistungserbringern auch 
der Rehabilitation verankert worden (3 11 
Abs. 4 SGB V). Dies könnte auch Budget- 
management einschließen. 

7. Voraussetzungen des 
Budgets: Bedarfsgerechte 
Angebote 

Das Persönliche Budget kann nur dann 
seine Funktion erfüllen, wenn den Bud- 
getnehmern auch diejenigen Dienste und 
Güter angeboten werden, die sie benöti- 
gen. Dies ist aber nicht selbstverständlich. 
So haben sich manche Angebote bisher 
nur zentralisiert, manche gar nicht entwi- 
ckeln können. Was bisher nur in Heimen 
oder Internaten möglich war, wird nicht 
überall von selbst angeboten. Besonders 
schwierig ist es im ländlichen Raum oder 
für Menschen, deren Krankheiten, Le- 
benssituation und Behinderung selten 
sind, wie etwa behinderte Eltern oder 
mehrfachbehinderte Menschen, die un- 
abhängig leben wollen2'. 

Die Verantwortung der Rehabilitationsträ- 
ger dafür, dass die fachlich und regional 
erforderlichen Dienste und Einrichtungen 
in ausreichender Zahl und Qualität zur Ver- 
fügung stehen (§ 19 Abs. 1 SGB IX), wird 

Dienste und Einrichtungen unmittelbar för- 
Die Rechtsbeziehung zwischen Leistungs- 

dem (§ 19 Abs. 5 SGB IX). Auch können 
erbringer und Leistungnrager ist damit im 

sie in Rahmenverträgen (3 21 Abs. 2 SGB 
Normalfall beim Budget nur indirekt, so- 

IX) vereinbaren, dass und zu welchen Kon- 
weit nicht Förderung, . Rahmenverträge, 

ditionen Leistungserbringer Budgetneh- 
Gutscheine oder Abtretungen sie ver- 

mem zur Verfügung stehen müssen. 
mitteln. 

. Mö lichkeiten, Rechte 
un c f  Pflichten der 
sozialen Dienste und 
Einrichtungen und der 
sozialen Berufe 

Die Verantwortung der Träger für die sozi- 
ale lnfrastruktur zeigt bereits, dass die 
Dienste, Einrichtungen und helfenden Be- 
rufe auch beim Budget nicht ganz außer- 
halb der sozialrechtlichen Gestaltung ste- 
hen und ganz sicher nicht sozialpolitisch 
vernachlässigt werden dürfen. 

1. Rech tsbeziehung zum 
Budgetnehmer 

Aber: Weil und soweit der Leistungsträger 
schon durch Bedarfsermittlung, Zielver- 
einbarung und Beratung den Markt und 
die Arbeit der Dienste und Einrichtungen 
reguliert, greift er in deren wirtschaftliche 
und berufliche lnteressen ein. So könnte 
einer Budgetnehmerin abgesprochen 
werden, an ihrer bisher wahrgenomme- 
nen pädagogischen Fachberatung Bedarf 
zu haben, oder versucht werden, durch 
Zielvereinbarung zur Qualitätssicherung 
einen Assistenten mit Fachausbildung an- 
stelle einer geschätzten Hilfskraft nach 
Wahl, etwa des eigenen Geschlechts, zu 
verordnen. Meinen behinderte Men- 
schen, ihre bisherigen Dienste und Ein- 
richtungen könnten einen Beitrag zur Be- 
darfsfeststellung leisten, so sind diese 

Zwischen Budgetnehmer und Leistungs- 
auch daran zu beteiligen. Wenn Träger 

erbringer, etwa einem Assistenzdienst, 
und Servicestellen beraten und unterstüt- 

wird regelmäßig ein privatrechtlicher Ver- 
Zen, müssen sie stets das gesamte Spek- 

trag zu schließen sein, der Werk-, Dienst- 
trum geeigneter Hilfen nennen. 

oder auch Arbeitsvertrag sein kann, wenn 
behinderte Menschen ihre Assiaenz als 3, K ~ / / ~ M ~ ~ ~  Beteiligung der 
Arbeitgeber selbst organisieren. Sozial- Leistungserbringer 
rechtlich wird dieses Rechtsverhältnis be- 
einflusst, wenn es sich auf die individuelle 
Zielvereinbarung oder etwaige Rahmen- 
verträge bezieht. Soweit das Budget aus 
Gutscheinen besteht oder'in Teilen unmit- 
telbar an Leistungserbringer abgetreten 
und ausgezahlt wird, bleibt das bisherige 
Sachleistungsprinzip sogar weitgehend er- 
halten. Im Regelfall werden aber die Spiel- 
räume beider Seiten erweitert, Inhalte und 
Bedingungen frei zu vereinbaren. Hier 
sind auch Verbraucherschutz- und Antidis- 
kriminierungsrecht zu beachten. Wenn 
immer mehr schwer, auch seelisch oder 
geistig behinderte Menschen selbst Ver- 

Dazu kommt, dass die Verbände behin- 
derter Menschen, der Wohlfahrtspflege 
und der Dienste und Einrichtungen auch 
an der Planung der sozialen Infrastruktur 
zu beteiligen sind (5 19 Abs. 1 Satz 3 SCB 
IX). Eine solche Planung ist vielerorts noch 
nicht ansatzweise ins Werk gesetzt. Es gilt 
aber: Mehr Markt für die behinderten 

19 BT-Drucks. 16/2272, S. 3: "1st ein [Bera- 
tungs- und Unterstützungsbedarfl gegeben 
und wird er nicht zum Beispiel durch einen 
Betreuer abgedeckt, können Beratungs- 
und Unterstützungsleistungen bei der Be 
messung des Budgets berücksichtigt wer- 

träge über Wohnraum, Gesundheits- den. 
20 Bienwald, W Persönliches Budget und dienstleistungen oder Versicherungen ab- rechtliche Betreuung, FamRZ 2005, S. 

schließen, wird es wichtiger, dass sie bei 254,255 f. 
Abschluss und Gestaltung nicht benach- 21 Unzureichend insofern die Annahme der 
teiligt werden (vgl.  AG^. ~ ~ d ~ r f  Bundesregierung. .der Wettbewerb der An- 

bieter" werde "Anreize zu budgetgeeigne 
an qualifizierter rechtlicher Betreuung ten Angeboten B T - D ~ ~ ~ . ,  161 
kann so noch zunehmen. 2272, < 6. 
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Menschen erfordert auch mehr verant- 
wortliche Planung. Denn existenzielle Be- 
darfe an Teilhabeleistungen können nicht 
dem Risiko eines Marktversagens ausge- 
liefert werden. Die nötige Gewähr für die 
bedarfsgerechten Angebote können nur 
die verantwortlichen Leistungsträger und 
die fachlich erforderlichen Leistungser- 
bringer gemeinsam leisten. 

4. Budget und soziale 
Professionalität 

gebote ist gefragt. Um diese in Budget- 
und Leistungsentscheidungen umzuset- 
zen, braucht es Erfahrung und Vorstel- 
lungskraft, wie aus einem Hilfebedarf 
möglichst effektiv Teilhabe an der Cesell- 
Schaft werden kann. In Großbritannien ist 
das Community Care Assessment Aufga- 
be der Social Worker, in Schweden der 
Gemeindeschwestern. 

Zielvereinbarungen abzuschließen ist nur 
zum kleineren Teil eine rechtlich geprägte 

bedarfsgerechte Versorgung behinderter 
Menschen muss dabei die jeweilige 
Selbstbeschäftigung der verschiedenen 
Träger wie Krankenkassen oder Agentur 
für Arbeit mit nur einem sozialen Risiko 
und nur einem Leistungsgesetz durch die 
integrative Sichtweise des SGB IX ergänzt 
werden. Integration von Hilfen wäre dann 
nicht mehr nur im anstaltlichen Kontext 
einer stationären Einrichtung, sondern 
auch durch ein vielfältig verwendbares 
Budget möglich. 

Die Angehörigen sozialer Berufe sind nicht Verwaitungsaufgabe. Wichtiger ist es, mit 

nur durch veränderte Rechtsformen des kommunikativer, pädagogischer und 

Budgets herausgefordert. Ob sie bei Sozi- rechtlicher Kompetenz individuelle Wün- IV, Ausblick 
alleistungsträgern, in Diensten und Ein- sche der behinderten Menschen und die 

richtungen oder freiberuflich tätig sind, in Möglichkeiten des Hilfesystems ZuSam- Das Persönliche Budget als neue Form 

iedem Fall müssen sie ihre Arbeit auch menzubringen. von Sozialleistungen steht noch am An- 
~ ~ 

inhaltlich weiterentwickeln. Es gilt Leistun- 
gen zur Teilhabe als Hilfen zur Selbstbe- 
stimmung auszuformen, gerade große 
Einrichtungen kritisch zu überprüfen und 
Hilfe nicht mehr nur ,,all inclusive" zu ver- 
stehen und anzubieten, sondern individu- 
ell zu arrangieren. Dabei sollten Träger wie 
Einrichtungen sich nicht verleiten lassen, 
rasch Geld einsparen zu wollen. Wenn 
mehr Selbstbestimmung Teilhabe fördert, 
wird sie längerfristig auch die Selbsthilfe- 
fähigkeit durch soziale Netzwerke und Ar- 
beit fördern und dadurch mindestens be- 
wirken, dass das eingesetzte Geld seine 
Ziele effektiver erreicht. 

Die sozialen Berufe werden dabei weiter 
gebraucht: 

Um den Leistungsbedarf behinderter 
Menschen festzustellen, bedarf es mit ei- 
nem modernen Behinderungsbegriff 
mehr als medizinischer Erkenntnis. Sach- 
kunde über Lebens-, Wohn- und Ar- 
beitsformen, Institutionen und Hilfsan- 

Fachliche Standards der sozialen Berufe 
und nichtärztlichen Gesundheitsberufe 
müssen beschreiben, wie Teilhabebedar- 
fe behinderter Menschen zu ermitteln 
und zu decken sind. Je klarer diese Stan- 
dards gewonnen und vermittelt werden, 
desto mehr werden sie auch rechtliche 
Verbindlichkeit erlangen. Der unbestimm- 
te Rechtsbegriff des Bedarfs an Teilhabe- 
leistungen verlangt nach einem fachlichen 
Standard, der sich gegen finanzielle Erwä- 
gungen ebenso wie gegen nur gut ge- 
meinte Fürsorglichkeit zu behaupten weiß. 

Die Kompetenz sozialer Berufe - ein- 
schließlich der rechtlichen Betreuer - und 
nichtärztlicher Cesundheitsberufe ist auch 
erforderlich, um die bisher nur geschrie- 
bene Verantwortung der Rehabilitations- 
träger für die Infrastruktur der Dienste und 
Einrichtungen durch kooperative Planung 
ins Leben umzusetzen. Erfahrungen aus 
der Jugendhilfeplanung nach 5 80 SGB 
Vlll wären hier zu nutzen. Gerade für die 

fang. Seine weitere Entwicklung in Ce- 
setzgebung und Praxis ist offen. Gerät es 
in den politischen Sog von Sparpolitik und 
Entlastung der Sozialhilfeträger, könnte 
daraus nicht mehr werden als eine grob 
bemessene pauschalierte Celdleistung, 
mit der staatliche Verantwortung für Teil- 
habe abgegolten wird. 

Es könnten aber auch die durchaus ambi- 
tionierten Ansätze weiterentwickelt wer- 
den. Dann bestünde die Chance, maßge- 
schneiderte Leistungen zu gestalten, die 
fachliche Bedarfsermittlung, Beratung und 
Unterstützung einschließen. Die Dienste 
und Einrichtungen und die sozialen Beru- 
fe könnten dazu einen entscheidenden 
Beitrag leisten, wenn sie ihre Kompetenz 
als Leistungsanbieter, als Berater, Assis- 
tenten und rechtliche Betreuer auf die 
neuen Möglichkeiten ausrichten. 


